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Anlage 2  
 
 
 
 
 
 
 
 

Universitätsstadt Gießen 
 

Bebauungsplan GI 04/27  
 

„Bänninger-Gelände “ 
 
 
 
 
 
 
 

Beschlussvorlage der Verwaltung für die Stadtverord netenversammlung der Stadt 
Gießen über die während der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach  
§ 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen und A nregungen im Rahmen der 
2. Offenlage.  

 

planung6
Textfeld

planung6
Textfeld
Stellungnahmen konnten nur zu geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden. 
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Stellungnahmen mit Anregungen und Hinweisen 

 

TöB und Behörden: 

1. Regierungspräsidium Gießen (09.10.2012) 

2. Unternehmensverband Hessischer Einzelhandel Mitte Süd e.V. 
(09.10.2012) 

3. IHK Gießen-Friedberg (02.10.2012) 

4. DB Services Immobilien GmbH (01.10.2012) 

5. Universitätsstadt Gießen, Bauordnungsamt (08.10.2012) 

6.    Universitätsstadt Gießen, Amt für Umwelt und Natur (09.10.2012) 

 

 

 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Hinweisen 

 

TöB und Behörden: 

7. Landkreis Gießen, Bauordnung und Umwelt, FB Wasser- und Bodenschutz 
(09.10.2012) 

8. Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagment Schotten (05.10.2012) 

9.. Deutsche Telekom Technik GmbH (04.09.2012) 

10. Stadtwerke Gießen AG – Nahverkehr – (14.09.2012) 

11. Handwerkskammer Wiesbaden ( 12. 09.2012) 

12. Tennet  TSO GmbH (10. 09.2012) 

13. eon Mitte AG (11. 09.2012) 

14. Universitätsstadt Gießen, Wirtschaftsförderung (02.10.2012) 

15.  Pledoc GmbH Leitungsauskünfte/Fremdplanungsbearbeitung (10.09.2012) 

 

Nachbargemeinden: 
16. Stadt Lollar, Der Magistrat (19.09.2011) 

17. Stadt Wetzlar, Der Magistrat, (25.09.2012) 
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Stellungnahme von:  Regierungspräsidium Gießen                 vom: 
09.10.2012 
 

 

Beschlussempfehlung: 

 

Der Anregung wird gefolgt  
Eine Kopie des unterzeichneten Vertrags zur Umsetzung der Verkaufsflächen-
beschränkung wurde der oberen Landesplanungsbehörde vor Satzungsbe-
schluss des Bebauungsplans übermittelt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan 
Keine 

 

Die Hinweise sind nicht Gegenstand der 2. Offenlage   

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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1.4.1           

 

1.4.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

1.4.3 
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1.6 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
Hinweise zum § 55 Abs 2 WHG sind im Plangebiet nicht aufgenommen, da  es 
sich aufgrund der Altlastenproblematik mit der vorhandenen Formsanddeponie 
um einen atypischen Sonderfall handelt. Eine generelle Versickerung des Nie-
derschlagswassers ist daher im Plangebiet nicht möglich. Unabhängig davon ist 
die Regelung im Baugenehmigungsverfahren zu beachten und ggf. im Einzelfall 
anzuwenden. 

Auswirkung auf den Bebauungsplan: 
keine 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Eine Fläche für eine zentrale Rückhaltung ist aufgrund der vorliegenden Ent-
wässerungsplanung für das Plangebiet nicht erforderlich, da für die Privat-
grundstücke eine dezentrale Regenrückhaltung mit einer hydraulisch berechne-
ten  Abflussmenge vorgeschrieben ist, um die öffentliche Kanalisation nicht zu 
überlasten. Im nachfolgenden Genehmigungsverfahren ist die ausreichend di-
mensionierte Rückhaltung des Niederschlagswassers nachzuweisen. 

 

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage. Zu dem Hinweis wird 
dennoch wie folgt Stellung genommen. 
Hier ist nicht die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung betroffen, da der Be-
bauungsplan die Kennzeichnung der Flächen, deren Böden erheblich mit um-
weltgefährdenden Stoffen belastet sein können, vornimmt.  
Es wird auf die Ebene der umweltrechtlichen Genehmigung im Rahmen der 
Gebäudeabbruchmaßnahmen verwiesen.  

Hier ist wie schon bei der bisherigen Sanierung davon auszugehen, dass der 
Grundstückseigentümer alle weiteren Maßnahmen in engster Abstimmung zwi-
schen dem Fachgutachter, dem Umweltamt der Stadt Gießen und dem RP 
Gießen vornimmt.  
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 

 

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
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1.8 

 

 

Die Anregung ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage.  

Zu der Anregung wird dennoch wie folgt Stellung gen ommen. 
Das Plangebiet ist Bestandteil des Gewerbeschwerpunktes im Schiffenberger 
Tal. An das Plangebiet grenzen Gewerbegebiete und dezentrale Einzelhandels-
standorte an. Nur östlich entlang des Schiffenberger Wegs grenzt eine gewerb-
liche Nutzung an, für die aufgrund der unmittelbar nordöstlich entlang der 
Grundstücksgrenze geplanten Anlieferungszone des Baumarktes Lärmminde-
rungsmaßnahmen erforderlich werden, um die Immissionsrichtwerte nach TA 
Lärm am Gebäude Schiffenberger Weg 76 einzuhalten. Die Umsetzung der 
Maßnahme wird im Bauantragsverfahren nachgewiesen. Für die nahegelegene 
Wohnnutzung Schiffenberger Weg 72 wurde gutachterlich nachgewiesen, dass 
keine Konflikte im Hinblick auf die Lärmimmissionen zu erwarten sind, da für 
diesen Immissionspunkt die Grenzwerte der TA Lärm für Mischgebiete ein-
gehalten werden. Von der Festsetzung von Emissionskontingenten wird im 
Plangebiet abgesehen, da keine immissionsempfindliche Wohnnutzung an das 
Plangebiet angrenzt. 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
keine 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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2.1 

Stellungnahme von: Unternehmensverband Hessischer  

                                    Einzelhandel Mitte Süd e.V.                     vom: 0 .10.2012  

 

Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt 

Zur Klarstellung wird die Schreibweise durch GE1 bis GE7 entsprechend ange-
passt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine, da es sich um eine redaktionelle Anpassung handelt.  
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Festsetzungen für den Bereich Karl-Glöckner-Straße können im Rahmen des 
Bauleitplanes GI 04/27 „Bänninger-Gelände“ nicht getroffen werden, da sich der 
betreffende Bereich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes be-
findet. 

Ein städtebaulicher Vertrag wurde mit der Maßgabe abgeschlossen, dass 2.700 
m² VK innenstadtrelevante Sortimente im künftigen Sportmarkt Bänninger und 
300 m² VK innenstadtrelevante Sortimente im alten Sportmarkt Karl-Glöckner-
Str. dargestellt werden können. Damit ist die Bedingung der Regionalplanabwei-
chung erfüllt. Dies gilt jedenfalls für die Laufzeit des Mietvertrags bis zum 
30.6.2022. Bis dahin wird die Stadt die Verkaufsflächenentwicklung im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans Karl-Glöckner-Straße nach Maßgabe des 
dann geltenden Regionalplans und der dann aktuellen städtebaulichen Situation 
neu regeln. 

Die getroffen Vertragsregelungen mit der Festlegung der Sortimente würden bei 
einer Änderung die Grundzüge der Planung bis in die Ebene der Regionalpla-
nung berühren. Eine Änderung des Vertrages wäre nur über eine Änderung des 
Bebauungsplans und über die beantragung eines erneuten regionalen Abwei-
chungsverfahrens möglich.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Das Stellungnahme der GMA wurde mit der Zielsetzung erarbeitet, nachzuwei-
sen, ob durch die Ansiedlung eines Bürofachmarktes im Plangebiet städtebauli-
che Auswirkungen auf die Innenstadt zu erwarten sind. Der Nachweis ist für das 
verbindliche Bauleitpanverfahren erbracht. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 
Die Schließung des Warenhauses Galeria Kaufhof ist für die GMA-
Stellungnahme von geringer Bedeutung, da die Stellungnahme nur das im Wa-
renhaus Galeria Kaufhof geführte Randsortiment der Büro- und Schreibwaren 
betrachtet hat. Im Ergebnis sind keine städtebaulichen Auswirkungen zu erwar-
ten.  
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Das Segment Schreib,- Papierwaren und Büroartikel wird auch weiterhin zur 
Angebotsvielfalt in der Innenstadt beitragen, da in Bezug auf die Zielgruppeno-
rietierung zwischen den Einzelhändlern in der Innenstadt und dem geplanten 
Bürofachmarkt deutliche Unterschiede bestehen. Während sich die innerstädti-
schen Anbieter eher auf den „haushaltsüblichen Gebrauch“ für den privaten 
Endverbraucher orientieren, handelt es sich bei dem geplanten Bürofachmarkt 
um einen Abholgroßmarkt, der auf gewerbliche Kunden abzielt.  

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Eine Einschränkung des zentrenrelevanten Sortiments Schreibwaren, Papierwa-
ren und Büroartikel würde das Betriebskonzept eines Abholgroßmarktes zu sehr 
einschränken, da gerade die Mengenbedarfe von Gewerbekunden andere sind 
als die der privaten Endverbraucher. Am Standort Bänninger Gelände ist eher 
von autoorientierten Kunden auszugehen, während im Bereich des 
innerstädtischen Geschäftsbereiches zumindest die Besorgung von größeren 
Produkteinheiten auch künftig unattraktiv erscheinen wird. In diesem Sinne 
spricht die geplante Ansiedlung eines Bürofachmarktes auch für die Stärkung 
eines unterschiedlichen Versorgungsangebotes innerhalb des Stadtgebietes der 
Stadt Gießen. 
Gegenstand der städtebaulichen Planung kann es nicht sein, bestehende Ein-
zelbetriebe zu schützen und somit unzulässigerweise in den marktwirtschaftli-
chen Wettbewerb einzugreifen. 
Zugleich ist jedoch darauf zu achten, ob im Falle von zu erwartenden 
Umverteilungseffekten im Zusammenhang mit der Ansiedlung eines Einzelhan-
delsvorhabens städtebaulich relevante Auswirkungen für den Innenstadthandel 
zu erwarten sind. Dies wird für das Segment Schreib-, Papier- Büroartikel nicht 
erwartet. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan 

keine 
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Stellungnahme von:  IHK Gießen - Friedberg                         vom: 02.10.2012 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt 

Zur Klarstellung wird die Schreibweise durch GE1 bis GE7 entsprechend ange-
passt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine, da es sich um eine redaktionelle Anpassung handelt.  
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Festsetzungen für den Bereich Karl-Glöckner-Straße können im Rahmen des 
Bauleitplanes GI 04/27 „Bänninger-Gelände“ nicht getroffen werden, da sich der 
betreffende Bereich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes be-
findet. 

Ein städtebaulicher Vertrag wurde mit der Maßgabe abgeschlossen, dass 2.700 
m² VK innenstadtrelevante Sortimente im künftigen Sportmarkt Bänninger und 
300 m² VK innenstadtrelevante Sortimente im alten Sportmarkt Karl-Glöckner-Str. 
dargestellt werden können. Damit ist die Bedingung der Regionalplanabweichung 
erfüllt. Dies gilt jedenfalls für die Laufzeit des Mietvertrags bis zum 30.6.2022. Bis 
dahin wird die Stadt die Verkaufsflächenentwicklung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans Karl-Glöckner-Straße nach Maßgabe des dann geltenden Regio-
nalplans und der dann aktuellen städtebaulichen Situation neu regeln. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Der Gutachter führt in der Stellungnahme aus, warum in der worst-case- Betrach-
tung von ca. 20% Umsatzumverteilung, dennoch nicht mit städtebaulichen Aus-
wirkungen zu rechnen ist. Der Gutachter spricht im Zusammenhang von dem 
möglichen Wegfall einzelner Anbieter nicht von Trading-down-Effekten.  

Vielmehr wird ausgeführt, dass das Segment Schreib,- Papierwaren und Büroar-
tikel auch weiterhin zur Angebotsvielfalt in der Innenstadt beitragen wird, da in 
Bezug auf die Zielgruppenorientierung zwischen den Einzelhändlern in der Innen-
stadt und dem Bürofachmarkt Staples deutliche Unterschiede bestehen. Während 
sich die innerstädtischen Anbieter eher auf den „haushaltsüblichen Gebrauch“ für 
den privaten Endverbraucher orientieren, handelt es sich bei einem Bürofach-
markt wie Staples um einen Abholgroßmarkt, der auf gewerbliche Kunden abzielt.  

Die Stellungnahme der GMA weist daraufhin, dass es zu Wettbewerbseffekten für 
Anbieter aus dem Büroartikelsortiment in der Innenstadt kommen kann, die ins-
besondere gewerbliche Kundenanteile aufweisen. Da das innerstädtische Büroar-
tikel- und Schreibwarensortiment nicht als Leitsortiment der Innenstadt zuzuord-
nen ist, sind aber selbst bei einem Wegfall einzelner Spezialanbieter städtebauli-
che Auswirkungen nicht zu erwarten.  
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4.1 

 

Stellungnahme von :  DB Services Immobilen GmbH                vom:  01.10.2012 

 
Beschlussempfehlung: 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Bezüglich der Stellungnahme vom 21.05.2012 wird auf die Beschlussempfehlung 
im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange mit Frist bis 
11.05.2012 verwiesen (siehe Seite 7 der Beschlussempfehlung Anlage 1). 

 

Die Hinweise sind zur Berücksichtigung in der weiteren Planung und Bauausfüh-
rung in der Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Auf Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung besteht kein weiterer Handlungsbedarf. 
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5.2 
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5.1 – 

5.3 

Stellungnahme von :  Universitätsstadt Gießen – Bauordnungsamt  

                                                                                                    vom: 08.10.2012 

 

Beschlussempfehlung: 

 

Den Anregungen wird gefolgt 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan 

Keine, da es sich um redaktionelle Anpassungen handelt. 
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6.1 – 
6.2 

Stellungnahme von:   Universitätsstadt Gießen – Amt für Umwelt und Natur 

                                                                                                    vom: 09.10.2012  

Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Örtliche Gestaltungsvorschriften gemäß § 81 Hessisiche Bauordnung können 
nicht für diese Forderungen zum Klimaschutz herangezogen werden. Der Fest-
setzungskatalog des Baugesetzbuches bietet für diese zu unbestimmt gefasste 
Forderung keine Rechtsgrundlage. 
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6.4 

 

 

 

6.5 

 

6.6 

 
 

 

 

6.3 – 
6.5 

 

 

 

 

 

 

6.6. 

 

 

Der Anregung wird nicht gefolgt 

Der Festsetzungskatalog des Baugesetzbuches bietet für diese Forderung keine 
Rechtsgrundlage. 

Zudem sind helle Beläge im Gewerbegebiet und in den festgesetzten Sonder-
gebieten aufgrund der sehr starken Befahrung (Verschmutzung, Reifenabrieb,.) 

erfahrungsgemäß kaum praktikabel. 

 

 

 

Der Anregung wird gefolgt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 

Keine, da es sich um eine umweltfachliche Klarstellung handelt. 

 

 



   
 

 

 

 

 
Universitätsstadt Gießen 

 
Bebauungsplan GI 04/29  

 
„Bänninger-Gelände “ 

 
 
 
 
 
 
 

Behandlung der von den Privatpersonen eingegangenen  Stellungnahmen und Anre-
gungen zur 2. Offenlegung im Rahmen der erneuten Öf fentlichkeitsbeteiligung ge-
mäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 07.09.2012 bis 09.10.2012.  

 

 

 

 

 

 

planung6
Textfeld
Stellungnahmen konnten nur zu den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden.
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1            Stellungnahme von. ADFC                                              vom 10.10.2012 
1 

 

 

1.1 

 

1.2 

 

 

 

1.3 

 

 

 

1.1 

 

 

 

 

 

 

1.2 

 

 

 

 

 

1.3 

Beschlussempfehlung: 

 

 

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage. Zu dem Hinweis wird 
dennoch wie folgt Stellung genommen. 

Die Stellungnahme zur ersten Offenlegung betrifft keine Bereiche, die Inhalt der 
erneuten Offenlegung sind. Bezüglich der Stellungnahme vom 20.04.2011 wird 
auf die Beschlussempfehlung im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit und 
Träger öffentlicher Belange mit Frist bis 11.05.2012 verwiesen (siehe Seite 3 
ff.der Beschlussempfehlung Anlage 1 Stellungnahmen mit Anregungen von Pri-
vatpersonen). 

 

Eine Benachrichtigung über das Abwägungsergebnis erfolgt nach Rechtskraft 
des Bebauungsplanes. 

 

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage. Zu dem Hinweis wird 
dennoch wie folgt Stellung genommen. 

 Das Gehrecht wurde bereits im Entwurf zur 1. Offenlage verlegt, da es ansons-
ten mitten über eine Stellplatzanlage von dem geplanten Baumarkt geführt hätte, 
was zu Konflikten mit dem Kunden- und Anlieferungsverkehr geführt hätte. Für 
den Radfahrer steht bereits entweder die Querung am Knoten Rathenau/ Fer-
niestraße oder am Hohen Rain zur Verfügung. Diese sind durch Lichtsignalanla-
gen verkehrssicher ausgebaut. Aufgrund des starken Höhenunterschiedes zum 
Schiffenberger Weg wird ein Befahren des geplanten Weges nicht möglich und 
daher für Radfahrer wenig attraktiv. Die Aufteilung der Erschließungsflächen ist 
nicht Regelungsbestandteil des Bebauungsplanes sondern erfolgt im Rahmen 
der Ausführungsplanung.  

Der Hinweis ist nicht Gegenstand der 2. Offenlage. Zu dem Hinweis wird 
dennoch wie folgt Stellung genommen. 

Die Straßenverkehrsbehörde ist im Verfahren beteiligt. 
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2 Stellungnahme von: RA Handschumacher Krug Merbecks          vom: 08.10.2012 2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.1 

Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Es wird auf die Beschlussempfehlung und Ausführungen in Anlage 1 zum Verstoß 
gegen den Landesentwicklungsplan und den Regionalplan sowie zu den Auswir-
kungsanalysen verwiesen. 

planung6
Textfeld
(Siehe Seite 16 ff. der Beschlussempfehlung Anlage 1 mit Anregungen von Privatpersonen).
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2.2 

 

 

2.3 

 

 

2.4 

 

 

 

 

 

2.5 

 

 

2.2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.3 

 

 

 

2.4  

 

 

2.5 - 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Festsetzungen für den Bereich Karl-Glöckner-Straße können im Rahmen des Bau-
leitplanes GI 04/27 „Bänninger-Gelände“ nicht getroffen werden, da sich der betref-
fende Bereich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes befindet. I 

Ein städtebaulicher Vertrag wurde mit der Maßgabe abgeschlossen, dass 2.700 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im künftigen Sportmarkt Bänninger und 300 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im alten Sportmarkt Karl-Glöckner-Str. darge-
stellt werden können. Damit ist die Bedingung der Regionalplanabweichung erfüllt. 
Dies gilt jedenfalls für die Laufzeit des Mietvertrags bis zum 30.6.2022. Bis dahin 
wird die Stadt die Verkaufsflächenentwicklung im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Karl-Glöckner-Straße nach Maßgabe des dann geltenden Regionalplans und 
der dann aktuellen städtebaulichen Situation neu regeln. Der Vertrag lag dem Re-
gierungspräsidium bereits im Entwurf vor und ist ihm nach Vertragsabschluss in Ko-
pie zur Kenntnis gegeben worden. Die FNP-Änderung wurde mit Verfügung vom 
10.09.2012 vom Regierungspräsidium Gießen genehmigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Die Baugenehmigung für den Sportfachmarkt Karl-Glöckner-Straße wird nicht in 
Frage gestellt und auch nicht rechtswidrig beschnitten. Es wurde mit dem jetzigen 
Mieter eine vertragliche Vereinbarung zur Verkaufsflächenbeschränkung für innen-
stadtrelevante Sortimente abgeschlossen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Siehe folgende Ausführungen zu 2.5 – 2.9. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 16 Abs. 6 BauNVO Aus-
nahmen nach Art und Umfang von den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung zu treffen, Gebrauch gemacht. Das Eingangsportal dient der besseren Auf-
findbarkeit des Marktes. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Ge-
bäudehöhe, da sie im Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers zu 
einer geringfügigen Erhöhung der Gebäudehöhe in einem begrenzten Gebäudeab-
schnitt führt. Die teilweise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbe-
schluss redaktionell angepasst. 

 

planung6
Textfeld

planung6
Textfeld
Die teilweise fehlerhaft zitierte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbeschluss redaktionell angepasst.
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2.6 

 

 

2.7 

 

2.8 

 

2.9 

 

 

 

 

2.6 

 

 

 

 

 

 

 

2.7 
– 
2.8 

 

 

 

 

2.9 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 23 Abs. 3 BauNVO Aus-
nahmen hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen zu treffen, Gebrauch ge-
macht. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Baugrenze, da sie im 
Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers angemessen auf den 
Abschnitt des Haupteingangsportals begrenzt sind bzw. nur für baulich untergeord-
nete Gebäudeteile unter Einhaltung der festgesetzten GRZ zulässig sind. Die teil-
weise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbeschluss redaktionell ange-
passt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Beim Bänninger-Gelände handelt es sich um einen Altindustriestandort, dessen Un-
tergrund durch Formsandverfüllungen in unterschiedlicher Mächtigkeit, durch partiell 
bestehen bleibende Altstandorte (Deponiekörper) sowie Verdachtsflächen durch 
nutzungsbedingten Stoffeintrag und eine geringe Untergrunddurchlässigkeit vorbe-
lastet ist. Aufgrund der erheblich bestehenden Belastungen sind aus Gründen der 
Umweltvorsorge wasserdurchlässige Materialien zur Befestigung von Stellplätzen, 
Lagerflächen etc. unzulässig, um eine weitere Ausdehnung der Altlastenbelastun-
gen im Grundwasser zu vermeiden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Dem Belang der unternehmerischen Selbstdarstellung wird in Teilen durch die Auf-
nahme der Ausnahmeregelung bzw. der Regelungen zur Fassadengestaltung 
Rechnung getragen. Die wirtschaftlichen Interessen werden gegenüber den städte-
baulichen und gestalterischen Anforderungen angemessen durch ihre entsprechen-
den Einschränkungen (60/40 Verhältnis der Farbgebung, räumlich eng fixierte Über-
schreitungsmöglichkeit der Gebäudehöhe und Baugrenze) berücksichtigt. 

 

planung6
Textfeld
Die teilweise fehlerhaft zitierte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbeschluss redaktionell angepasst.

planung6
Textfeld
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3.1 

Stellungnahme von: RA Handschumacher Krug Merbecks            vom: 08.10.2012 
                                                

Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Es wird auf die Beschlussempfehlung und Ausführungen in Anlage 1 zum Verstoß 
gegen den Landesentwicklungsplan und den Regionalplan sowie zu den Auswir-
kungsanalysen verwiesen. 

planung6
Textfeld
(Siehe Seite 16 ff. der Beschlussempfehlung Anlage 1 mit Anregungen von Privatpersonen)
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3.5 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Festsetzungen für den Bereich Karl-Glöckner-Straße können im Rahmen des Bau-
leitplanes GI 04/27 „Bänninger-Gelände“ nicht getroffen werden, da sich der betref-
fende Bereich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes befindet. I 

Ein städtebaulicher Vertrag wurde mit der Maßgabe abgeschlossen, dass 2.700 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im künftigen Sportmarkt Bänninger und 300 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im alten Sportmarkt Karl-Glöckner-Str. darge-
stellt werden können. Damit ist die Bedingung der Regionalplanabweichung erfüllt. 
Dies gilt jedenfalls für die Laufzeit des Mietvertrags bis zum 30.6.2022. Bis dahin 
wird die Stadt die Verkaufsflächenentwicklung im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Karl-Glöckner-Straße nach Maßgabe des dann geltenden Regionalplans und 
der dann aktuellen städtebaulichen Situation neu regeln. Der Vertrag lag dem Re-
gierungspräsidium bereits im Entwurf vor und ist ihm nach Vertragsabschluss in Ko-
pie zur Kenntnis gegeben worden. Die FNP-Änderung wurde mit Verfügung vom 
10.09.2012 vom Regierungspräsidium Gießen genehmigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Siehe hierzu folgenden Ausführungen 
zu 3.4. –3.8 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 16 Abs. 6 BauNVO Aus-
nahmen nach Art und Umfang von den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung zu treffen, Gebrauch gemacht. Das Eingangsportal dient der besseren Auf-
findbarkeit des Marktes. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Ge-
bäudehöhe, da sie im Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers zu 
einer geringfügigen Erhöhung der Gebäudehöhe in einem begrenzten Gebäudeab-
schnitt führt. Die teilweise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbe-
schluss redaktionell angepasst. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 23 Abs. 3 BauNVO Aus-
nahmen hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen zu treffen, Gebrauch ge-
macht. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Baugrenze, da sie im 
Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers angemessen auf den 
Abschnitt des Haupteingangsportals begrenzt sind bzw. nur für baulich untergeord-
nete Gebäudeteile unter Einhaltung der festgesetzten GRZ zulässig sind. Die teil-
weise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbeschluss redaktionell ange-
passt. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Beim Bänninger-Gelände handelt es sich um einen Altindustriestandort, dessen Un-
tergrund durch Formsandverfüllungen in unterschiedlicher Mächtigkeit, durch partiell 
bestehen bleibende Altstandorte (Deponiekörper) sowie Verdachtsflächen durch 
nutzungsbedingten Stoffeintrag und eine geringe Untergrunddurchlässigkeit vorbe-
lastet ist. Aufgrund der erheblich bestehenden Belastungen sind aus Gründen der 
Umweltvorsorge wasserdurchlässige Materialien zur Befestigung von Stellplätzen, 
Lagerflächen etc. unzulässig, um eine weitere Ausdehnung der Altlastenbelastun-
gen im Grundwasser zu vermeiden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Dem Belang der unternehmerischen Selbstdarstellung wird in Teilen durch die Auf-
nahme der Ausnahmeregelung bzw. der Regelungen zur Fassadengestaltung 
Rechnung getragen. Die wirtschaftlichen Interessen werden gegenüber den städte-
baulichen und gestalterischen Anforderungen angemessen durch ihre entsprechen-
den Einschränkungen (60/40 Verhältnis der Farbgebung, räumlich eng fixierte Über-
schreitungsmöglichkeit der Gebäudehöhe und Baugrenze) berücksichtigt. 
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4. 
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4.1 

Stellungnahme von: RA Handschumacher Krug Merbecks            vom: 08.10.2012 
                                                

Beschlussempfehlung: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Es wird auf die Beschlussempfehlung und Ausführungen in Anlage 1 zum Verstoß 
gegen den Landesentwicklungsplan und den Regionalplan sowie zu den Auswir-
kungsanalysen verwiesen. 
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4.5 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen 

Festsetzungen für den Bereich Karl-Glöckner-Straße können im Rahmen des Bau-
leitplanes GI 04/27 „Bänninger-Gelände“ nicht getroffen werden, da sich der betref-
fende Bereich außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes befindet. I 

Ein städtebaulicher Vertrag wurde mit der Maßgabe abgeschlossen, dass 2.700 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im künftigen Sportmarkt Bänninger und 300 m² 
VK innenstadtrelevante Sortimente im alten Sportmarkt Karl-Glöckner-Str. darge-
stellt werden können. Damit ist die Bedingung der Regionalplanabweichung erfüllt. 
Dies gilt jedenfalls für die Laufzeit des Mietvertrags bis zum 30.6.2022. Bis dahin 
wird die Stadt die Verkaufsflächenentwicklung im Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Karl-Glöckner-Straße nach Maßgabe des dann geltenden Regionalplans und 
der dann aktuellen städtebaulichen Situation neu regeln. Der Vertrag lag dem Re-
gierungspräsidium bereits im Entwurf vor und ist ihm nach Vertragsabschluss in Ko-
pie zur Kenntnis gegeben worden. Die FNP-Änderung wurde mit Verfügung vom 
10.09.2012 vom Regierungspräsidium Gießen genehmigt. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Siehe hierzu folgende Ausführungen 
zu 4.4. –4.8 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 16 Abs. 6 BauNVO Aus-
nahmen nach Art und Umfang von den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nut-
zung zu treffen, Gebrauch gemacht. Das Eingangsportal dient der besseren Auf-
findbarkeit des Marktes. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Ge-
bäudehöhe, da sie im Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers zu 
einer geringfügigen Erhöhung der Gebäudehöhe in einem begrenzten Gebäudeab-
schnitt führt. Die teilweise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbe-
schluss redaktionell angepasst. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Es wurde im Bebauungsplan von der Möglichkeit nach § 23 Abs. 3 BauNVO Aus-
nahmen hinsichtlich der Überschreitung der Baugrenzen zu treffen, Gebrauch ge-
macht. Es handelt sich um vertretbare Überschreitungen der Baugrenze, da sie im 
Verhältnis zum Gesamtkomplex des geplanten Baukörpers angemessen auf den 
Abschnitt des Haupteingangsportals begrenzt sind bzw. nur für baulich untergeord-
nete Gebäudeteile unter Einhaltung der festgesetzten GRZ zulässig sind. Die teil-
weise fehlerhafte Rechtsgrundlage wird zum Satzungsbeschluss redaktionell ange-
passt. 
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Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Beim Bänninger-Gelände handelt es sich um einen Altindustriestandort, dessen Un-
tergrund durch Formsandverfüllungen in unterschiedlicher Mächtigkeit, durch partiell 
bestehen bleibende Altstandorte (Deponiekörper) sowie Verdachtsflächen durch 
nutzungsbedingten Stoffeintrag und eine geringe Untergrunddurchlässigkeit vorbe-
lastet ist. Aufgrund der erheblich bestehenden Belastungen sind aus Gründen der 
Umweltvorsorge wasserdurchlässige Materialien zur Befestigung von Stellplätzen, 
Lagerflächen etc. unzulässig, um eine weitere Ausdehnung der Altlastenbelastun-
gen im Grundwasser zu vermeiden. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Dem Belang der unternehmerischen Selbstdarstellung wird in Teilen durch die Auf-
nahme der Ausnahmeregelung bzw. der Regelungen zur Fassadengestaltung 
Rechnung getragen. Die wirtschaftlichen Interessen werden gegenüber den städte-
baulichen und gestalterischen Anforderungen angemessen durch ihre entsprechen-
den Einschränkungen (60/40 Verhältnis der Farbgebung, räumlich eng fixierte Über-
schreitungsmöglichkeit der Gebäudehöhe und Baugrenze) berücksichtigt. 
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5.1 

 

 

 

 

 

 

5.2 - 

5.3 

Stellungnahme von: Zweirad Göttlicher                                          vom: 04.10.2012 
                                                

 

 

Beschlussempfehlung: 

 

 

Die Hinweise sind nicht Gegenstand der 2. Offenlegu ng. Es wird dennoch wie 
folgt Stellung genommen. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund der Bestandssituation befindet sich der überwiegende Verkaufsflächenan-
teil von Fahrrädern außerhalb des zentralen Versorgungsbereichs und konntedaher 
im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Gießen nicht als zentrenrelevantes 
Sortiment festgelegt werden. Die Lagen außerhalb der zentralen Versorgungsberei-
che sind keine geschützten Lagen nach dem Baugesetzbuch. Zu diesen nicht ge-
schützten Lagen gehört das Schiffenberger Tal. Für einen Konkurrenzschutz bei 
geeigneten Standortlagen gibt es keine Rechtsgrundlage.  

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Die Hinweise betreffen nicht das Bauleitplanverfahren, da die angesprochenen 
Nachnutzungen sich auf einen Standort außerhalb des Plangebietes beziehen. I 
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